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Liebe Leser:innen,
am 27.02.2024 fand in Berlin die Veranstaltung »Neuer Schwung für die

UN-BRK in Deutschland: Wie weiter nach der zweiten Staatenprüfung?«, ver-
anstaltet vomBeauftragten der Bundesregierung für die Belange vonMenschen
mit Behinderungen, Jürgen Dusel, und dem Deutschen Institut für Menschen-
rechte, statt.

Der Tenor dieser Veranstaltung war klar: Es ist bislang noch viel zu wenig
geschehen! Das bezieht sich auf alle Felder, die auch Gegenstand von Foren auf
der genannten Veranstaltung waren: Sowohl im Bereich Bildung, als auch in
den Bereichen Barrierefreiheit, Gewaltschutz, Betreuungsrecht, Arbeit, Woh-
nen, Partizipation und Umsetzungsstrukturen sowie Verhinderung von Zwang
ist der Handlungsbedarf, sich an die Erfordernisse der UN-BRK anzunähern,
weiterhin groß.

So ist beispielsweise dem Thema des De-Institutionalisierens – hier schon
des Öfteren Gegenstand des Editorials gewesen – eine erfreuliche Aufmerk-
samkeit zuteil geworden, was nicht zuletzt an den überaus interessanten Vor-
gaben des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen
zum Abbau von Sondereinrichtungen, den Leitlinien zur Deinstitutionalisie-
rung liegt (vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-
Behindertenrechtskonvention, 2023). Hier heißt es unmissverständlich: »Insti-
tutionalisierung widerspricht dem Recht von Menschen mit Behinderungen
auf ein selbstbestimmtes Leben und Inklusion in die Gemeinschaft« (ebd.,
S. 2), und Deinstitutionalisierung »umfasst miteinander verknüpfte Prozesse,
die sich darauf konzentrieren sollten, Menschen mit Behinderungen ihre Au-
tonomie, Wahlfreiheit und Kontrolle darüber zurückzugeben, wie, wo und mit
wem sie leben wollen« (ebd., S. 3).

Dass die Verhältnisse in Deutschland weiterhin weit entfernt davon sind,
fassen jüngst Seifert und Metzler fast schon resignativ wie folgt zusammen:

»Der Wandel der Betreuungskonzepte hat das Hilfesystem jedoch nicht grundle-
gend verändert. Es ist geprägt durch ein Nebeneinander von tradierten Konzep-
ten und individuellen sozialraumorientierten Unterstützungssettings. ›Besondere
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Wohnformen‹ im Sinne stationärer Angebote dominieren. Insbesondere für Men-
schen mit höherem Unterstützungsbedarf gibt es kaum Alternativen zum Leben
im Heim« (Seifert & Metzler, 2024, S. 99f.).

Das Zukunftsprojekt hieße daher Wahlfreiheit schaffen durch mehr ambulante
Unterstützungsangebote und die oben erwähnten Leitlinien zur Deinstitutionali-
sierung fordern daher auch eine umfassende Bestandsaufnahme in den Vertrags-
staaten, bezüglich folgender Punkte:RelevanteRechtvorschriften, Einrichtungs-
strukturen, gemeindenahenDienste, Entwicklung neuerUnterstützungssysteme,
Qualifikationen des Personals und bezüglich arbeitsmarktpolitischer Entwick-
lungen in den relevanten Sektoren (vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte,
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention, 2023, S. 11f.).

Weitere programmatische Herausforderungen ließen sich hier stichpunkt-
artig ergänzen:
➢ Eine konsequente Umsetzung des Anspruches auf eine sozialräumliche

Orientierung der Unterstützungsleistungen;
➢ die Schaffung funktionierender Beratungs- (!) und Beteiligungsmöglich-

keiten (bei den Themen Wahlmöglichkeiten, Teilhabeplanung etc.);
➢ die Koordination von Pflege- und Eingliederungshilfeleistungen und de-

ren Finanzierung (im Kontext des BTHG);
➢ eine Analyse von Prozessen der (De-)Professionalisierung im Kontext

des Fachkräftemangels;
➢ (Weiter-)Entwicklung von Standards für die unterstützte Teilhabe von

behinderten Menschen (für noch bestehende Einrichtungen bzw. für neu
zu schaffende Unterstützungsdienste).

Zu fordern wäre überdies zum gegenwärtigen Zeitpunkt daher Folgendes:
➢ Es gibt bereits Versuche, Qualitätsstandards für eine Unterstützung

zur Teilhabe (im Lebensbereich Wohnen) zu erstellen (vgl. Deutsche
Heilpädagogische Gesellschaft, 2021). Solche Eckpunkte müssen wei-
ter ausgearbeitet werden (unter stärkerer Einbindung von Menschen
mit Institutionalisierungs-Erfahrung!) und einerseits in noch bestehende
Einrichtungen getragen werden bzw. in neu zu schaffende Unterstüt-
zungsdienste implementiert werden.

➢ Die in den Leitlinien zur Deinstitutionalisierung skizzierte Bestandsauf-
nahmemuss in Deutschland umgesetzt werden. Es müssen (partizipative)
Forschungsvorhaben über die aktuelle Lebenssituation von institutio-
nalisierten Menschen mit Beeinträchtigungen (Anzahl, Orte, Lebensbe-
dingungen, Perspektiven etc.) und bezüglich vorhandener gemeindena-
her Unterstützungssettings (best practice) ermöglicht und durchgeführt
werden.

➢ Die Erstellung des in den Leitlinien zur Deinstitutionalisierung geforder-
ten »qualitativ hochwertigen und strukturierten Plans für die Deinstitu-
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tionalisierung« (vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-
Stelle UN-Behindertenrechtskonvention, 2023, S. 12) muss in Deutsch-
land umgesetzt werden, ggf. mittels einer (der Planerstellung vorgela-
gerten) Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages, wie es im
weiteren Kontext der gesellschaftlichen Inklusion weiterhin im Rahmen
der Initiative des Vereins Politik gegen Aussonderung (POgA)1 gefordert
wird.

Die Beiträge in vorliegendem Heft berühren diese Belange nur indirekt, aber
sie alle verstehen sich in einer kritischen Traditionsline der Aufdeckung von
Aussonderung und Ermöglichung von Teilhabe!

Erik Weber
Die Redaktion
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